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Abschleppen

Autor Bernd Huppertz kommentiert im Beitrag kritisch die Empfehlungen des BMVI (VkBl. 2014, 503) zum 
Thema Abschleppwagen

Bei Abschleppunternehmen werden als Selbstfahrende Arbeitsmaschinen (SAM) 
ausgewiesene zulassungsfreie und damit auch steuerbefreite Abschleppwagen 
eingesetzt. Deren Zweckbindung erlaubt jedoch nur das durch Nothilfe geprägte 
Abschleppen. Der Umfang des Abschleppens in Abgrenzung zum genehmigungs-
pflichtigen Schleppen ist nicht erst seit der Novellierung des § 33 Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung (StVZO) selbst bei Abschleppunternehmen umstritten. Die 
hierzu veröffentlichten Empfehlungen des BMVI bleiben unklar. Der zweiteilige 
Artikel klärt die Rechtsfolgen.  Von Bernd Huppertz

Abschleppen und Schleppen 
durch gewerbliche  
Abschleppunternehmen (Teil 1)

1. Abschleppen vs. Schleppen

1.1 Begriff Abschleppen

Abschleppen ist das Verbringen eines betriebs-
unfähigen1 oder zumindest in seiner Be-

triebssicherheit beeinträchtigten2 Fahrzeugs zu  

einem möglichst nahe gelegenen Bestimmungsort. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob das abgeschleppte 
Fahrzeug auf einem Abschleppwagen3 oder ei-
nem Anhänger4 aufgeladen wird oder mit allen 
Achsen (Rädern) auf der Fahrbahn läuft oder nur 
mit einer. Das kann der Fall sein, wenn das abzu-
schleppende Kfz mit einer Achse an einer beson-
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deren Hebe- oder Befestigungsvorrichtung 
[Heckhubvorrichtung5 (Hubarm, Abschleppbril-
le, Hubbrille), Radroller, hydraulischer Liftarm6 

(Unterfahrlift)], auf einer Schleppachse7 oder auf 
der Ladefläche angehangen beziehungsweise 
aufgelegt wird.

Ein Fahrzeug ist betriebsunfähig, wenn es wegen 
technischer Mängel mit eigener Motorkraft 
nicht bestimmungsgemäß verwendet oder nur 

mit wesentlich beeinträchtigter Betriebssi-
cherheit gefahren werden kann.8 Dabei 
kommt es nach Sinn und Zweck der Be-

stimmung nicht auf den Grund der Be-
triebsunfähigkeit9 an. So kann es sich auch um 
eine „selbstverschuldete“10 Betriebsunfähigkeit 
handeln11 oder zum Beispiel um Öl-, Batterie-, 
Kühlwasser- und Kraftstoffmangel.12 Ausgangs-
ort muss nicht die Straße sein, sondern der Ort, 
an dem die Betriebsunfähigkeit eingetreten ist13, 
unter Umständen also auch ein Hinterhof, eine 
Garage oder eine Werkstatt (auch als Zwischen-
station eines Abschleppvorgangs14). Gleichgültig 
ist auch, wie lange die Betriebsunfähigkeit zu-
rückliegt beziehungsweise wann diese eingetre-
ten ist.15 

Weder Literatur16 noch Rechtsprechung17 defi-
nieren eindeutig, über welche Entfernungen ein 
betriebsunfähiges Fahrzeug abgeschleppt wer-
den darf. Der Entscheidung des OLG Celle18 (= 
nicht mehr als 45 km) ist wegen ihres klarstel-

lenden und restriktiven Charakters aus-
drücklich zuzustimmen, obwohl auch 
durch sie weiterhin die Prüfung, ob nicht 
im Einzelfall auch eine weitere Entfer-

nung zulässig sein kann, nicht entfällt.19 Bei 
dem Verbringungsort muss es sich nicht um eine 
geeignete Werkstatt handeln; infrage kommen 
auch der nächstgelegene Abstellplatz oder Ver-
schrottungsbetrieb. Allerdings rechtfertigt allein 
die günstige Preisgestaltung einer Werkstatt an 
sich noch keine erhebliche Ausdehnung der 
Fahrtstrecke; ein Unternehmer, der betriebsun-
fähige ausländische Lkw über 100 km zieht,  
damit sie im benachbarten Heimatland kosten-
günstiger repariert werden können, benötigt da-
für also eine Schleppgenehmigung.20 Diese 

Grenze soll jedoch auf 150 km um den Sitz des 
Genehmigungsinhabers ausgedehnt werden 
können.21 Dauer22 möchte zu einer restriktiven 
Auslegung des Abschleppens zurückkehren, weil 
„zulässiges Abschleppen von betriebsunfähigen Kfz 
ohne Ausnahmegenehmigung von § 33 StVZO aus-
nahmsweise nur dann angenommen werden kann, 
wenn und soweit ein liegengebliebenes Kfz im Wege 
der Nothilfe auf eigenen Rädern aus dem öffentli-
chen Verkehrsraum entfernt wird, um die durch das 
betriebsunfähig gewordene Kfz entstandene Gefahr 
kurzfristig zu beseitigen. Abschleppen ist nur das 
Ziehen eines betriebsunfähigen Kfz hinter einem  
anderen Kfz, wie der in dem Begriff Abschleppen 
enthaltene Begriff Schleppen deutlich macht. Das 
Abtransportieren eines betriebsunfähigen Kfz auf ei-
nem Anhänger kann demnach nicht als Abschlep-
pen angesehen werden.“

1.2 Begriff Schleppen

Liegt kein Abschleppen im Sinne des Nothilfege-
dankens vor oder werden die Grenzen der Nothilfe 
beim Abschleppen überschritten, ist das Mitfüh-
ren eines Kfz hinter einem anderen Kfz als Schlep-
pen im Sinne des § 33 StVZO anzusehen.23

Schleppen ist das planbare Fortbewegen betriebs-
fähiger, betriebsunfähiger oder verunfallter Fahr-
zeuge hinter anderen Kfz24; bei betriebsunfähigen 
oder verunfallten Fahrzeugen allerdings nur dann, 
wenn die Grenzen der Nothilfe beim Abschleppen 
überschritten werden. 

Durch die 48. ÄndVO25 wurden die bis 31.7.2013 
in § 33 Abs. 2 StVZO a.F. aufgeführten Sonder-
vorschriften zum Schleppen von Fahrzeugen mit 
der Begründung26 gestrichen, „das Schleppen 
auch von schweren Nutzfahrzeugen sei mit der 
Technik moderner und spezieller Schleppfahr-
zeuge heute durchaus möglich und leistbar. Die 
von einer derartigen Fahrzeugkombination aus-
gehende übermäßige Straßenbelastung oder gar 
Verkehrsgefährdung wird nicht größer bewertet, 
als sie im Vergleich zu einer ähnlich großen Fahr-
zeugkombination des genehmigungspflichtigen 
Großraum- und Schwerverkehrs im Allgemeinen 
ausgeht.“
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In diesen Fällen liegt ein genehmigungspflichtiges 
Schleppen vor. In Ermangelung von Sondervor-
schriften etwa im Sinne des § 33 Abs. 2 StVZO a.F. 
ist dazu nach den allgemeinen Grundsätzen für 
die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen 
nach § 70 StVZO zu verfahren.34

Liegt die zum Schleppen erforderliche Ausnahme-
genehmigung nicht vor, handelt es sich um ein 
nicht genehmigtes Schleppen entgegen § 33 Abs. 1 
StVZO.35

1.3 Zulassungsrechtliche Auswirkungen

Bis zur Novellierung des Zulassungsrechts 
stützte sich die Zulässigkeit des Abschleppens 
auf § 18 Abs. 1 Satz 1 StVZO a.F. Danach stellten 
abgeschleppte betriebsunfähige Fahrzeuge und 
Abschleppachsen keine Anhänger im zulas-
sungsrechtlichen Sinne dar.36 Diese Aussage ist 
nicht in die Fahrzeug-Zulassungs-Verordnung 
(FZV) übernommen worden.37 Der Verord-
nungsgeber geht ganz offensichtlich davon aus, 
dass die unter dem Nothilfegedanken abge-
schleppten Fahrzeuge zugelassen sind oder  
aufgrund anderer Vorschriften ohnehin zulas-
sungsfrei sind. Damit wird auch klargestellt, 
dass die Inbetriebnahme eines zulassungspflich-
tigen, aber nicht zugelassenen Fahrzeugs auch 
auf dem Umweg des Abschleppens nicht zuläs-
sig ist.38

Letztlich wird man jedoch aufgrund des Feh-
lens einer ausdrücklichen Regelung an-
nehmen müssen, dass die Zulässigkeit des 
Abschleppens betriebsunfähiger Fahrzeu-
ge ohne Ausnahmegenehmigung von § 33 
StVZO auf Gewohnheitsrecht beruht.39

Liegt kein Abschleppen vor, muss das Kfz (min-
destens40) als Anhänger zugelassen sein.

1.4 Fahrerlaubnisrechtliche Auswirkungen

Beim Abschleppen eines Kfz genügt gemäß § 6 
Abs. 1 S. 4 Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) die 
Fahrerlaubnis für die Klasse des abschleppen-
den (ziehenden) Fahrzeugs.41 Der Fahrer des 

Der Verordnungsgeber versprach, „die Vorausset-
zungen und Bedingungen für die Erteilung von 
Ausnahmegenehmigungen in einer Richtlinie nie-
derzulegen.“27 Veröffentlicht wurden nur „Em-
pfehlungen für die Erteilung einer Ausnahmege-
nehmigung nach § 70 StVZO“.28 Mit deutlicher 
Kritik weist Dauer29 zu Recht darauf hin, dass die 
Empfehlungen gerade nicht auf § 33 StVZO abstel-
len. Sie regeln den Einsatz von Abschleppwagen 
und Fahrzeugkombinationen zum Abschleppen.30 

Die Empfehlungen definieren zunächst das Ab-
schleppen im Einklang mit der oben genannten 
Definition eines als Nothilfe geprägten Transports 
unvorhersehbar betriebsunfähig gewordener 
Fahrzeuge.31 Für Verwirrung sorgt allerdings, dass 
„hierzu auch ein Abschleppen mängelbehafteter 
Fahrzeuge oder ein behördlich angeordnetes Ent-
fernen von gefährlichen Verkehrshindernissen 
gezählt werden kann“.32

Die behördliche Anordnung, ein Fahrzeug zu ent-
fernen, kann verschiedene Gründe haben und 
stützt sich je nach Fallgestaltung auf unterschiedli-
che Rechtsgrundlagen. Das reicht vom Entfernen 
verunfallter oder betriebsunfähig/betriebsunsi-
cher liegen gebliebener Fahrzeuge über die Sicher-
stellung zur Gefahrenabwehr (Falschparker,  
Eigentumssicherung) bis hin zur Sicherstellung 
zur Durchführung strafprozessualer Maßnahmen. 
Hier drängt sich die Frage auf, ob in den letztge-
nannten Fällen auch durchaus betriebsfähige/be-
triebssichere Fahrzeuge dem Begriff des Nothilfe 
geprägten Abschleppens unterworfen werden sol-
len. Das aber soll nach Ansicht des BMVI nicht so 
sein33: „Schleppen ist das Fortbewegen von betriebs-
fähigen und betriebsunfähigen Kraftfahrzeugen hin-
ter anderen Kraftfahrzeugen im Gegensatz zum  
Abschleppen von betriebsunfähigen Fahrzeugen und 
Zügen zur Räumung der Straße aus Gründen der 
Verkehrssicherheit (Beseitigung eines Verkehrsnot-
stands, soweit die Betriebsunfähigkeit des Fahrzeu-
ges oder Zuges dazu zwingt; Unzumutbarkeit des 
Verzichts auf das Fortbewegen). Abschleppen „setzt 
Betriebsunfähigkeit des gezogenen Fahrzeuges vor-
aus. […] Somit ist für betriebssichere und/oder be-
triebsfähige Fahrzeuge Abschleppen im Sinne der 
StVZO/StVO nicht zulässig.“

Abschleppen
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abgeschleppten Fahrzeugs muss lediglich geeig-
net (§ 2 Abs. 4 Straßenverkehrsgesetz (StVG)) 
sein, denn er führt zwar ein Fahrzeug, dieses 
aber nicht als Kfz.42

Da die Vorschriften über die Anhängelast (§ 42 
Abs. 2a StVZO) nicht gelten, kann für das Ab-
schleppen eines betriebsunfähigen Fahrzeugs 
ein ausreichend großer Anhänger gewählt und 
dieses Fahrzeug aufgeladen werden.43 Auf den 

Besitz der entsprechenden Klasse E kommt 
es nicht an.

Liegt kein Abschleppen vor, benötigt der 
Führer des abschleppenden (ziehenden) 

Kfz dabei diejenige Fahrerlaubnis, die erforder-
lich wäre, wenn das geschleppte Fahrzeug ein 
regulärer Anhänger wäre, also je nach Zusam-
menstellung des Zuges die Fahrerlaubnis der 
Klasse B, BE, C1E oder CE.44 

Der Geschleppte benötigte nach der bis zur No-
vellierung45 des § 33 StVZO geltenden Fassung 
die Fahrerlaubnis für das geschleppte Kfz.46 Die 
vorgenannten Empfehlungen des BMVI ma-
chen jedoch keine Angaben zur Fahrerlaubnis.

Abschleppen ist das Verbringen eines betriebsunfähigen oder zumindest in seiner Betriebssicherheit beeinträchtigten 
Fahrzeugs zu einem möglichst nahe gelegenen Bestimmungsort. 
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1.5 Auswirkungen hinsichtlich der Bau- und 
Betriebsvorschriften

Das Abschleppen wird in diesem Zusammen-
hang in den §§ 42 Abs. 2a, 43 Abs. 3 und 53 Abs. 
8 StVZO erwähnt. 

Hier ist vor allem auf die zulässigen Höchstgren-
zen der gezogenen Anhängelast nach § 42 Abs. 1, 
Abs. 2 StVZO hinzuweisen. Das Abschleppen  
betriebsunfähiger Fahrzeuge ist nämlich davon 
befreit. Diese Vorschrift soll überdies auch dann 
Anwendung finden, wenn ein betriebsunfähiges 
Fahrzeug auf einem Anhänger transportiert 
wird.47 Da es sich dabei um eine Maßnahme im 
Sinne des Nothilfegedankens handelt, wird man 
konsequenterweise zu dem Schluss kommen müs-
sen, dass auch die Vorschriften über die höchstzu-
lässigen Achslasten und Gewichte (§ 34 StVZO) 
und die Stützlast (§ 44 StVZO) bei erlaubtem Ab-
schleppen nicht eingehalten werden müssen.48 

1.6 Auswirkungen hinsichtlich der StVO

Beim Abschleppen eines auf der Autobahn liegen 
gebliebenen Fahrzeugs ist die Autobahn bei der 

Abschleppen
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Eine Ausnahmegenehmigung nach § 70 StVZO 
darf wegen ihrer bereichsspezifischen Normen-
wirkung keine Gestattung entgegen § 15a StVO 
beinhalten. Hierfür stehen die §§ 29, 46 StVO zur 
Verfügung. §§

Der Autor: Polizeihauptkommissar Bernd 
Huppertz ist seit 2008 hauptamtlicher 
 Dozent an der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung in Köln, wo er Verkehrsrecht 
 unterrichtet, und Autor zahlreicher Publikationen zum 
Straßenverkehrsrecht. Zuvor war er beim Polizei-
präsidium Köln im Verkehrsdezernat tätig.

nächsten Ausfahrt zu verlassen. Beim Abschlep-
pen eines außerhalb der Autobahn liegen geblie-
benen Fahrzeugs darf nicht auf die Autobahn 
eingefahren werden (§ 15a Straßenverkehrs-Ord-
nung (StVO)).

Die Vorschrift betrifft nur das Abschleppen, nicht 
auch das Schleppen.49 Der Nothilfegedanke impli-
ziert, dass das Abschleppen vom Pannenort nur zu 
bestimmten Zielorten auf kürzestem Weg zulässig 
ist.50 Die durch die Rechtsprechung51 festgelegten 
Höchstgrenzen dürften regelmäßig über die 
nächste Autobahnausfahrt hinausgehen, was dann 
eine Ausnahmegenehmigung erforderlich machen 
würde. Liegt (zum Beispiel wegen Überschreitung 
dieser Höchstgrenze) ein Schleppen vor, bedarf es 
ohnehin einer Schleppgenehmigung.

Widersprüchlich erscheint in diesem Zusam-
menhang die Empfehlung des BMVI.52 [Danach] 
„soll eine erteilte Ausnahmegenehmigung nach § 70 
StVZO im Rahmen der beschriebenen Ausnahmen 
auch für den Abschleppverband zum Abschleppen 
nach dem Notbehelfsgedanken im Sinne des § 15a 
StVO ohne weitere StVZO-Genehmigungen, jedoch 
nur bis zu einer max. Entfernung von 150 km um 
den Sitz des Genehmigungsinhabers gelten. Die Vor-
schriften in § 15a StVO bleiben von einer Genehmi-
gung nach dieser Empfehlung unberührt.“
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48. Anm. Huppertz zu OLG Koblenz NZV 1998, 257 (258)

49. Hentschel/König/Dauer, a.a.O. (Fn. 1), Rn. 2 zu § 15a StVO

50. Bachmeier/Müller/Starkgraff, a.a.O. (Fn. 1), Rn. 1 zu § 15a StVO

51. OLG Celle NZV 1994, 242 (=VD 1994, 114 Anm. Huppertz); OVG Münster VRS 106, 230

52. Empfehlungen für die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nach § 70 StVZO (Empfehlung 6: Abschleppfahr-

zeuge und Fahrzeugkombinationen zum Abschleppen, Nr. 1 Satz 3 f.) [VkBl. 2014, 503 (515)].



Artikel

VD 3/2017 31

Autor Bernd Huppertz kommentiert im Beitrag kritisch die Empfehlungen des BMVI (VkBl. 2014, 503) zum 
Thema Abschleppen und Schleppen

Bei Abschleppunternehmen werden als Selbstfahrende Arbeitsmaschinen (SAM) 
ausgewiesene zulassungsfreie und damit auch steuerbefreite Abschleppwagen 
eingesetzt. Deren Zweckbindung erlaubt jedoch nur das durch Nothilfe geprägte 

Abschleppen. Der Umfang des Abschleppens in Abgrenzung zum genehmigungs-
pflichtigen Schleppen ist nicht erst seit der Novellierung des § 33 Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung (StVZO) selbst bei Abschleppunternehmen umstritten. Die hierzu 
veröffentlichten Empfehlungen des BMVI bleiben unklar. Der zweiteilige Artikel klärt 
die Rechtsfolgen.  Von Bernd Huppertz

Abschleppen und Schleppen 
durch gewerbliche  
Abschleppunternehmen (Teil 2)
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pen auch das genehmigungspflichtige Schlep-
pen angeführt wird. 

Die Geschichte der Anerkennung von Ab-
schleppwagen als zulassungsfreie und in der 
Folge auch steuerbefreite SAM zieht sich bei im-
mer gleicher Begründung durch mehr als 80 
Jahre Automobilgeschichte und verschiedene 
Verordnungen.56 SAM wurden bereits durch Er-
lass des Reichs- und Preußischen Verkehrsmi-
nisters vom 22.4.193657 von den Vorschrif-
ten über das Zulassungsverfahren für Kfz 
ausgenommen. Die Anerkennung eines 
Abschleppwagens als SAM geht zurück auf 
den Erlass des Reichs- und Preußischen Ver-
kehrsministers vom 6.1.193758 und die Richtli-
nien für die Begutachtung von Abschleppwagen 
(Kranwagen) als Arbeitsmaschinen vom 
9.7.1967.59 Danach sind Abschleppwagen „als 
Arbeitsmaschinen nur dann anerkannt, wenn 
sie ausschließlich zum Abschleppen von Fahr-
zeugen geeignet und bestimmt sind“. Entspre-
chend der Dienstanweisung (DA) zu § 18 Abs. 2 
StVZO a.F. über die Anerkennung als SAM 
wurden die in Rede stehenden Abschleppwagen 
grundsätzlich als SAM anerkannt. Mit Wirkung 
zum 1.3.2007 trat unter anderem § 18 StVZO 
a.F. außer Kraft.60 Mit Verlautbarung vom 
16.1.2008 wurde dann auch die DA aufgeho-
ben.61

Für die Einstufung als SAM gilt seither die aus den 
wie vor zitierten Verordnungen62 wörtlich über-
nommene Legaldefinition des § 2 Nr. 17 
Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV): 
„SAM sind Kfz, die nach ihrer Bauart und 
ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest ver-
bundenen Einrichtungen zur Verrichtung von  
Arbeiten, jedoch nicht zur Beförderung von Per-
sonen oder Gütern bestimmt und geeignet sind.“ 
Für die Beurteilung der Frage, ob nach § 2 Nr. 17 
FZV ein Fahrzeug als SAM anzuerkennen ist, 
kann die Liste der nach der aufgehobenen Vor-
schrift der DA zu § 18 Abs. 2 StVZO a.F. eingestuf-
ten SAM lediglich als Entscheidungshilfe dienen.63 

Die Einstufung als SAM bringt – wie der nachfol-
gende Absatz kurz beschreibt – auch finanzielle 
Vorteile mit sich.

2.  Der Einsatz von Abschleppwagen

2.1 Abschleppwagen als Selbstfahrende  
Arbeitsmaschinen
Bei gewerblichen Abschleppunternehmen wer-
den zumeist spezielle Abschlepp- und Bergungs-
fahrzeuge eingesetzt, welche für das Abschleppen 
beziehungsweise das Bergen von Fahrzeugen ge-
baut sind. Der Begriff „Abschlepp- und Bergungs-
fahrzeuge“ wird […] seitens der BG-Verkehr53 „als 
Oberbegriff für die in der StVZO verwendeten 
und festgelegten Begriffe Abschleppwagen und 
Bergungsfahrzeuge verwendet“54:

 • Abschleppwagen sind Kraftfahrzeuge, die 
zum Bergen und Abschleppen von Unfall-
fahrzeugen mit einem in der Regel festen Aus-
leger (ohne Drehkranz) ausgerüstet sind, der 
in der Länge veränderlich und in der Neigung 
verstellbar sein kann.

 • Bergungsfahrzeuge sind Fahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und den Einrichtungen dazu  
bestimmt sind, beschädigte oder liegen ge-
bliebene Fahrzeuge mittels technischer Ein-
richtungen (zum Beispiel mittels Winde) auf 
die Ladefläche zu heben oder zu ziehen und 
dann abzutransportieren.

Auffallend dabei ist, dass der Begriff „Ab-
schleppwagen“ nur einmal in § 53 Abs. 8 StVZO, 
der Begriff „Bergungsfahrzeug“ gar nicht ver-
wendet wird.

Der Verband der Bergungs- und Abschleppun-
ternehmen55 definiert wie folgt: Hierbei kann es 
sich um Abschleppwagen und/oder Mobilkrane 
(SAM) handeln, die aufgrund ihrer speziellen 
Bauart und zusätzlichen Ausstattung, wie zum 
Beispiel hydraulischer Hubvorrichtung (Unter-
fahrlift) und/oder einer beziehungsweise mehre-
rer Seilwinde/n in der Lage sind, mittels Kran  
beziehungsweise und/oder Seilwinde besonders 
Schwerfahrzeuge zu bergen und diese bei Bedarf 
unter Einsatz des Unterfahrlifts abzuschleppen 
oder zu schleppen.

Auffallend hierbei ist, dass im letzten Halbsatz 
neben dem durch Nothilfe geprägten Abschlep-
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Abschleppwagen werden nach dem „Verzeichnis 
zur Systematisierung von Kfz und ihren Anhän-
gern“64 aktuell als SAM unter der Schlüsselnum-
mer 16 0100 geführt. Sie sind zulassungsfrei [§ 3 
Abs. 2 Nr. 1 lit. a) FZV], betriebserlaubnis- (§ 4 
Abs. 1 FZV), und kennzeichenpflichtig (§ 4 Abs. 
2 Nr. 1 FZV). Als zulassungsfreie Kfz sind sie 
über § 3 Nr. 1 Kraftfahrzeugsteuergesetz (Kraft-
StG) auch steuerbefreit; daher erhalten sie ein 
grünes Kennzeichen (§ 9 Abs. 2 FZV). Als SAM 

unterliegen sie auch nicht dem Sonntags-
fahrverbot (§ 30 Abs. 3 StVO).65 Bei der 
Mautpflicht (§1 Bundesfernstraßenmautge-

setz (BFStrMG))66 ist nach objektiven Kriteri-
en zu prüfen, ob im konkreten Einzelfall die  
Abschleppwagen ausschließlich für den Güter-
kraftverkehr eingesetzt werden67, was nach der 
Bergung beim Abtransport der Fall sein dürfte. 
Güterkraftverkehr ist gemäß § 1 I Güterkraftver-
kehrsgesetz (GüKG) die geschäftsmäßige oder 
entgeltliche Beförderung mit Kfz. Diese Regelung 
gilt wegen ihrer bereichsspezifischen Wirkung 
ausdrücklich nur für die Anwendbarkeit des 
GüKG und nicht für das BFStrMG. Der gewerb-
liche Güterkraftverkehr unterliegt der Erlaub-
nispflicht nach dem GüKG. Die Vorschriften 
finden allerdings keine Anwendung auf die Be-
förderung von beschädigten oder reparaturbe-
dürftigen Fahrzeugen aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit oder zum Zwecke der 
Rückführung (§ 2 I Nr. 3 GüKG). Bestimmte 
Pannenhilfsfahrzeuge sind von der Ausrüs-
tungspflicht mit Fahrtschreibern (§ 57a Abs. 1 

Nr. 5 StVZO) beziehungsweise EG-Kont-
rollgeräten und den Vorschriften über die 
Lenk- und Ruhezeiten ausgenommen 

[Art. 2 lit. f) VO (EG) 561/2006].

Für die polizeiliche Überwachungspraxis ist je-
doch weniger die durch die Zulassungsbehörde 
vorgenommene Einstufung der Abschleppwa-
gen als SAM von Bedeutung als vielmehr ihr 
vermeintlicher oder tatsächlicher Einsatz im 
Rahmen der zuvor geprüften Geeignetheit und 
Bestimmtheit. Hier kann festgestellt werden, 
dass solcherart Abschleppwagen sowohl zum 
Zwecke des durch Nothilfe geprägten Abschlep-
pens als auch des Schleppens eingesetzt werden. 

Die eingesetzten Fahrzeuge bleiben dabei in 
technischer Hinsicht unverändert, werden also 
weiterhin im Rahmen ihrer Bestimmung und 
Eignung als SAM verwendet. 

Seit jeher wird jedoch zusätzlich die Einhaltung 
der Zweckbindung vorausgesetzt, obwohl sich 
diese Forderung dem Verordnungstext nicht 
entnehmen lässt. Das mag seinen Grund in der 
höchst unterschiedlichen Zweckbestimmung 
der jeweiligen SAM haben. Allein in der bis 
2008 gültigen DA zu § 18 Abs. 2 StVZO a.F. wa-
ren 90 unterschiedliche Fahrzeugtypen als SAM 
anerkannt. In der Begründung für die Anerken-
nung von Abschleppwagen als SAM wird dabei 
seit über 80 Jahren unverändert auf die aus-
schließliche Bestimmtheit zum aus Nothilfe  
geprägten Abschleppen von Fahrzeugen abge-
stellt:

 • Das Deutsche Universalwörterbuch definiert 
das Abschleppen: „ein Fahrzeug mit einem 
anderen Fahrzeug irgendwohin ziehen, ab-
transportieren.“

 • Als Arbeitsmaschinen gelten Kfz, die nach ih-
rer Bauart und ihren besonderen Einrichtun-
gen zur Leistung von Arbeiten, nicht zur Be-
förderung von Personen oder Gütern geeignet 
und bestimmt sind. […] Arbeitsmaschinen in 
diesem Sinne sind – unter den oben bestimm-
ten Voraussetzungen – folgende Fahrzeuge: 
Abschleppwagen […].68

 • Abschleppwagen sind nach der DA zu § 18 
Abs. 2 Nr. 1 StVZO a.F. als Arbeitsmaschinen 
anerkannt, jedoch nur dann, wenn sie aus-
schließlich zum Abschleppen von Fahrzeugen 
bestimmt und geeignet sind.69

 • Nach den Empfehlungen des BMVI70 „werden 
Abschleppwagen als Arbeitsmaschinen aner-
kannt, falls sie ausschließlich zum Abschleppen 
von Fahrzeugen geeignet und bestimmt sind. 
[…] Da sie fahrzeugbedingt zum Abschleppen 
im Sinne des Notbehelfsgedankens bestimmt 
sind, aber andererseits den Vorschriften der 
StVZO unterliegen, sind zur Rechtssicherheit 
Ausnahmegenehmigungen angeraten, obwohl 
beim Abschleppen im Notfall letztlich nur die 
technischen Grenzwerte den Rahmen bilden.“
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2.2 Zulassungsrechtliche Auswirkungen
Werden zulassungsfreie Fahrzeuge unter Miss-
achtung der zulassungsbefreienden Bedingungen 
eingesetzt, so werden diese Fahrzeuge zulassungs-
pflichtig.78 Im Zuwiderhandlungsfalle liegt ein 
Zulassungsverstoß und damit eine Ordnungswid-
rigkeit im Sinne des § 3 Abs. 1 FZV in Verbindung 
mit § 48 Nr. 1a FZV vor.

2.3 Steuerrechtliche Auswirkungen
Für die Beurteilung der kraftfahrzeugsteu-
errechtlichen Frage, ob es sich um begüns-
tigte Kraftfahrzeugarten im Sinne des § 3 
Abs. 2 FZV handelt, ist seit 12.12.2012 
grundsätzlich auf die verkehrsrechtliche Klassifi-
zierung der Fahrzeuge durch die Zulassungsbe-
hörden abzustellen (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 KraftStG).79 
Für die Beurteilung der Fahrzeugklassen und 
Aufbauarten sind die Feststellungen der Zulas-
sungsbehörden verbindlich. Die relevanten – für 
kraftfahrzeugsteuerrechtliche Zwecke verbindli-
chen – zulassungsbehördlichen Feststellungen zu 
den Fahrzeugklassen und Aufbauarten sind in den 
Fahrzeugpapieren konkret dokumentiert, und 
zwar in der Zulassungsbescheinigung Teil I in den 
Feldern „J“ und „4“ sowie „5“. Das KraftStG selbst 
enthält keine eigenständigen Definitionen der 
Kraftfahrzeugarten.80

SAM unterliegen nach der maßgebenden Be-
griffsdefinition in § 2 Nr. 17 FZV als zulassungs-
freie Kfz [§ 3 Abs. 2 Nr. 1 lit. a) FZV] der Ausnah-
mevorschrift des § 3 Nr. 1 KraftStG. Nach 
§ 50 Abs. 1 FZV bleiben jedoch Fahrzeuge, 
die nach § 18 Abs. 2 StVZO a.F. der Zulas-
sungspflicht oder dem Zulassungsverfah-
ren nicht unterworfen waren und die vor 
dem 1.3.2007 erstmals in den Verkehr  
kamen, weiterhin zulassungsfrei. Die nach Maß-
gabe dieser verkehrsrechtlichen Regelung zulas-
sungsfreien Fahrzeuge sind demgemäß unter den 
Voraussetzungen des  § 3 Nr. 1 KraftStG weiter-
hin steuerbefreit.81

Die gewährte Steuerbefreiung könnte jedoch bei 
Vorliegen einer widerrechtlichen Benutzung ver-
loren gehen. Der Begriff einer widerrechtlichen 
Benutzung nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 KraftStG ist in  

 • „Ob ein Abschleppwagen vorliegt, hängt nicht 
allein von der Beschaffenheit des Fahrzeugs ab, 
sondern von seiner bestimmungsgemäßen Ver-
wendung zum Abschleppen als der Grundlage 
für die Ausnahme von den Vorschriften für das 
Zulassungsverfahren und für die Steuerfreiheit. 
Die bestimmungsgemäße Verwendung gibt dem 
Fahrzeug seine Rechtsnatur.“71

 • „Ein Abschleppwagen ist ein Fahrzeug, das aus-
schließlich dem Abschleppen dient. Abschleppen 
ist, worauf bereits die Silbe ‚Ab‘ unverkennbar 
hinweist, das Aus-dem-Verkehr-Ziehen eines 
unterwegs betriebsunfähig liegen gebliebenen 
Fahrzeugs oder das Verbringen eines solchen 
Fahrzeugs zu einer nächstgelegenen geeigneten 
Reparaturwerkstätte.“72

Aus der Zusammenschau ergibt sich, dass Ab-
schleppwagen entsprechend dem gesetzgeberi-
schen Willen73 nur dann als zulassungsfreie und 
in der Folge auch steuerbefreite SAM anerkannt 
werden, wenn sie fahrzeugtechnisch dazu be-
stimmt und geeignet sind und auch bestim-
mungsgemäß zum Abschleppen im Notfall  
eingesetzt werden. Im Übrigen wird auch bei an-
deren SAM die Einhaltung der Zweckbindung 
verlangt („der sandtransportierende Schaufella-
der“74). Dagegen ist kritisch anzumerken, dass 
die eingesetzten Abschleppwagen auch im Falle 
zweckentfremdeter Nutzung in fahrzeugtechni-
scher Hinsicht nicht verändert werden; die her-
stellerseits vorgegebene Bestimmtheit und Geeig-
netheit bleibt erhalten. Die zusätzliche Forderung 
auch nach Einhaltung der Zweckbindung aber 
stellt einen Systembruch dar, da die FZV wie auch 
§ 18 StVZO a.F. lediglich auf die zulassungsrecht-
lichen Bestimmungen abzielen. Auch andere zu-
lassungsfreie Fahrzeuge [zum Beispiel land- und 
forstwirtschaftliche (lof) Anhänger75 (§ 3 Abs. 2 
Nr. 2 lit.a) FZV), Sportanhänger76 (§ 3 Abs. 2 Nr. 
2 lit. e) FZV)] unterliegen jedoch weiteren  
Einschränkungen hinsichtlich der Zweckbin-
dung oder der Höchstgeschwindigkeit. Werden 
diese nicht eingehalten, so entfällt deren Zulas-
sungsfreiheit und es besteht Steuerpflicht.77 Im 
Unterschied zu den SAM wird dies jedoch ex-
pressis verbis in der jeweiligen Norm so auch 
vermerkt.
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§ 2 Abs. 5 KraftStG normiert. Hiernach liegt eine 
widerrechtliche Benutzung dann vor, wenn ein 
Fahrzeug auf öffentlichen Straßen im Inland 
ohne die verkehrsrechtlich vorgeschriebene Zu-
lassung benutzt wird.82 Wegen der Steuerbefrei-
ung für zulassungsfreie Fahrzeuge nach § 3 Nr. 1 
KraftStG spielen diese für die Besteuerung – auch 
bei widerrechtlicher Benutzung – [zunächst] kei-
ne Rolle.83

Werden zulassungsfreie Fahrzeuge jedoch 
unter Missachtung der zulassungsbefrei-
enden Bedingungen eingesetzt, so werden 

diese Fahrzeuge zulassungs- und damit 
auch steuerpflichtig: „Die Fahrzeuge ohne die ver-
kehrsrechtlich vorgeschriebene Zulassung werden 
widerrechtlich benutzt, wenn sie auf öffentlichen 
Straßen verwendet werden. Dies gilt auch für 
Fahrzeuge, die nach § 3 Abs. 2 FZV von den Vor-
schriften über das Zulassungsverfahren ausgenom-
men sind und die dafür erforderlichen Vorausset-
zungen nicht vorliegen.“84

 
Als Rechtsfolgen für polizeilich festgestellte Ver-
kehrstatbestände, die auch das KraftStG tangie-
ren, kommen die Tatbestände der §§ 370, 378 
Abgabenordnung (AO) in Betracht.

Danach wird bestraft, wer 

1. den Finanzbehörden oder anderen Behörden 
über steuerlich erhebliche Tatsachen unrichti-

ge oder unvollständige Angaben macht,

2. die Finanzbehörden pflichtwidrig über 
steuerlich erhebliche Tatsachen in Un-

kenntnis lässt oder 

[3. (….)]

und dadurch Steuern verkürzt oder für sich oder 
einen anderen nicht gerechtfertigte Steuervortei-
le erlangt.

Die Frage, ob eine steuerlich erhebliche Tatsache 
vorliegt, richtet sich nach den Vorschriften des 
materiellen Steuerrechts, ist also im Sinne des § 1 
KraftStG zu entscheiden. Der objektive Tatbe-

stand ist allerdings erst dann erfüllt, wenn der 
Steuerpflichtige gegenüber einer Finanzbehörde 
über steuerlich erhebliche Tatsachen unrichtige 
oder unvollständige Angaben gemacht hat (Nr. 1 
= positives Tun) oder diese pflichtwidrig über 
steuerlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis 
gelassen hat (Nr. 2 = Unterlassen). 

Allein durch den Gebrauch des nicht zugelassenen 
und damit widerrechtlich benutzten Fahrzeugs 
macht er jedoch im Sinne der Alternative 1 noch 
keine unwahren Angaben. Eine Pflichtwidrigkeit 
(Nr. 2) hinsichtlich der Bekanntgabe steuerlich re-
levanter Tatbestände liegt nur dann vor, wenn eine 
ausdrücklich gesetzlich normierte Steuererklä-
rungspflicht besteht. Dieses unechte Unterlas-
sungsdelikt kann nur derjenige als Täter verwirk-
lichen, der zur Mitteilung der in Rede  stehenden 
steuerlich erheblichen Tatsachen verpflichtet ist 
und sich dadurch in einer sogenannten Garanten-
stellung befindet. Die Garantenpflichten ergeben 
sich dabei aus den Einzelsteuergesetzen, hier also 
dem KraftStG: Nach § 3 I DV-KraftStG ist nur in 
bestimmten Fällen eine Steuererklärung bei der 
Zulassungsstelle abzugeben. Die widerrechtliche 
Benutzung ist hier aber nicht aufgeführt.85

Übrig bleibt deshalb nur die durch die wider-
rechtliche Benutzung hervorgerufene Steuer-
schuld auf der einen und die Mitteilungspflicht 
der Polizei gegenüber den Zollbehörden auf der 
anderen Seite. 

3. Fazit

Abschleppen ist nur das Verbringen eines be-
triebsunfähigen oder zumindest in seiner Be-
triebssicherheit beeinträchtigten Fahrzeugs zu  
einem möglichst nahe gelegenen Bestimmungs-
ort (Nothilfegedanke). 

Schleppen ist das planbare Fortbewegen betriebs-
fähiger, betriebsunfähiger oder verunfallter Fahr-
zeuge hinter anderen Kfz; bei betriebsunfähigen 
oder verunfallten Kfz allerdings nur dann, wenn 
die Grenzen der Nothilfe beim Abschleppen über-
schritten werden. Hierzu wird eine Ausnahmege-
nehmigung benötigt.
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Der Autor: Polizeihauptkommissar Bernd 
Huppertz ist seit 2008 hauptamtlicher 
 Dozent an der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung in Köln, wo er Verkehrsrecht 
 unterrichtet, und Autor zahlreicher Publikationen zum 
Straßenverkehrsrecht. Zuvor war er beim Polizei-
präsidium Köln im Verkehrsdezernat tätig.

Abschleppwagen werden als zulassungsfreie und 
steuerbefreite Arbeitsmaschinen anerkannt, falls 
sie ausschließlich zum Abschleppen von Fahrzeu-
gen im Sinne des Notbehelfsgedankens bestimmt 
und geeignet sind. Sie dürfen dann auch nur zu 
diesem Zweck eingesetzt werden. Im Zuwider-
handlungsfalle werden die Abschleppwagen 
(mindestens) zulassungs- und steuerpflichtig. §§
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